
	Verlängerung des Programms
Das Land Nordrhein-Westfalen gewährt Zuwendungen für die digitale Bildungsinfrastruktur durch eine digitale Ausstattung von Lehrkräften an Schulen in Nordrhein-Westfalen. Ziel ist es, Schulträger bei der Digitalisierung ihrer Schulen durch Ausstattung der Lehrkräfte mit digitalen dienstlichen Endgeräten sowie die Lehrkräfte bei der rechtssicheren Arbeit mit personenbezogenen Daten zu unterstützen.


Zu BASS 11-02 Nr. 36
Richtlinie 
über die Förderung von dienstlichen Endgeräten 
für Lehrkräfte an Schulen in Nordrhein-Westfalen; 
Änderung
RdErl. d. Ministeriums für Schule und Bildung 
v. 19.10.2020 - 411-6.08.01-157707
Bezug:
RdErl. des Ministeriums für Schule und Bildung v. 28.07.2020 
(BASS 11-02 Nr. 36)
Der Bezugserlass wird wie folgt geändert:
Die Nummern 7.3 bis 7.6 (Nummer 7.4 wird gestrichen, Nummer 7.5 und Nummer 7.6 werden zu Nummer 7.4 und Nummer 7.5) und Nummer 8 erhalten folgende Fassung:
„7.3 Anforderungs- und Auszahlungsverfahren
Die Auszahlung der bewilligten Fördermittel erfolgt auf Grundlage einer gesonderten Anforderung nach Bestandskraft des Zuwendungsbescheids unter Verwendung des Musters gemäß Anlage 4. 
Bis zum 31. Juli 2021 nicht verbrauchte Mittel sind an die Bezirksregierungen des Landes ohne Zinsaufschlag unverzüglich zurückzuzahlen. 
7.4 Verwendungsnachweisverfahren 
Der Verwendungsnachweis ist nach dem Muster der Anlage 5 bis zum 30. September 2021 zu führen. 
7.5 Zu beachtende Vorschriften
Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der Zuwendung sowie für den Nachweis und die Prüfung der Verwendung und die gegebenenfalls erforderliche Aufhebung des Zuwendungsbescheides und die Rückforderung der gewährten Zuwendung gelten die VV/VVG zu § 44 LHO, soweit nicht in den Förderrichtlinien Abweichungen zugelassen worden sind. Der Runderlass des Ministeriums der Finanzen vom 1. April 2020 - I C 2 - 0044-1.1.7 - ist zu beachten. 
8 Inkrafttreten, Außerkrafttreten 
Diese Richtlinie tritt am Tag nach der Bekanntgabe in Kraft und am 31. Dezember 2021 außer Kraft.“


	Nachfolgend finden Sie die Anlagen 2 und 3 zur Förderrichtlinie.





[bookmark: 11-02nr35A2]Anlage 2 - Seite 1 -[image: ]

Anlage 2 - Seite 2 -[image: ]

Anlage 2 - Seite 3 -[image: ]

Anlage 2 - Seite 4 -[image: ]

[bookmark: 11-02nr35A3]Anlage 3 - Seite 1 -[image: ]

Anlage 3 - Seite 2 -[image: ]

Anlage 3 - Seite 3 -[image: ]

Anlage 3 - Seite 4 -[image: ]

[bookmark: A1]Anlage 3 - Seite 5 -[image: ]


ABl. NRW. Sonderausgabe 10/2020




image3.png
7.3 er sicherstellt, dass die schulgebundenen mobilen Endgeréte sofort verwendet und in
die schulische Infrastruktur integriert werden kénnen. Der Zuwendungsempfanger
verpflichtet sich zu einer zentralen Gerateverwaltung. Dazu kénnen bestehende Strukturen
genutzt werden. Sollten diese nicht oder nicht im ausreichenden MaRe vorhanden sein,
verpflichtet sich der Zuwendungsempfénger, diese spatestens innerhalb von 24 Monaten zu
schaffen.

7.4 ihm bekannt ist, dass je mobilem Endger&t maximal 500 Euro geférdert werden und
darliberhinausgehende Kosten dementsprechend vom Antragsteller getragen werden.

7.5 mit der MaBnahme nicht vor dem 16.03.2020 begonnen wurde; als Vorhabenbeginn ist
grundsatzlich der Abschluss eines der Ausfiihrung zuzurechnenden Lieferungs- oder
Leistungsvertrages zu werten.

7.6 er zum Vorsteuerabzug fir die hier beantragte MaBnahme
O nicht berechtigt ist

O berechtigt ist und dies bei Berechnung der Gesamtkosten (Nr. 3)
berlicksichtigthat (Preise ohne Umsatzsteuer),

7.7 die in diesem Antrag gemachten Angaben vollsténdig und richtig sind.

7.8 er damit einverstanden ist, dass die in diesem Antrag gemachten Angaben zum Zwecke der
Antragsbearbeitung und Projektverwaltung vom Ministerium fiir Schule und Bildung des
Landes Nordrhein-Westfalen sowie der zusténdigen Bezirksregierung gespeichert,
verarbeitet und im Rahmen eines Projekt-und Programmcontrollings ausgewertet werden.
Soweit andere Stellen, wie z. B. die benannte Stelle, mit dem Projekt- und Programm-
controlling beauftragt werden, werden die Daten dort gespeichert und verarbeitet sowie an
das o0.g. Ministerium weitergeleitet.

7.9 er die Verdffentlichung folgender Projektangaben durch das Land Nordrhein-Westfalen
sowohl in Printmedien als auch in elektronischen Medien freigibt (ggfls. auch in gekirzter
Fassung):

- Forderkennzeichen

- MaBnahme (inklusive Angaben zum Vorhaben)

- Zuwendungsempféngerin/ Zuwendungsempfénger

- Ausfiihrende Stelle

- Projektleitung

- Telefon

- E-Mail-Adresse

- Durchflihrungszeitraum

- Bewilligungszeitraum

- allgemeine Angaben zur Durchfiihrung und zum Verlauf des Projektes
- Hohe der Zuwendung

- Héhe der Eigenbeteiligung der Zuwendungsempfangerin/ des Zuwendungsempfangers
- Datum der Gewahrung der Zuwendung

7.10 ihm bekannt ist, dass er die Einwilligung zu 7.8 und 7.9 verweigern bzw. zu einem spéteren
Zeitpunkt widerrufen kann, dies jedoch grundsatzlich zur Folge haben kann, dass eine
Forderung nicht erfolgt bzw. ein bereits erteilter Zuwendungsbescheid zuriickgenommen und
bereits ausgezahlte Férdermittel zuriickgefordert werden kénnen.

7.11 er die Folgekosten (bernimmt.
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8. Nachweise

Einzureichen sind ausschlieBlich:
1. Erklarung der Kdmmerei bei HSK/HSP-Kommunen und bei Verringerung der aligemeinen
Riicklage

2. Erklarung der Bezirksregierung bei HSK/HSP-Kommunen und bei Verringerung der
allgemeinen Riicklage

9. Unterschrift Vertretungsberechtigte/r

{OrU/Datum) (Unterschrift Vertretungsberechigte/r)

{Name, Funkiion)
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Bezirksregierung...

Gegen Empfangsbekenntnis
Zuwendungsempfanger

Zuwendungsbescheid
(Projektforderung)
Forderung der Digitalisierung der Schulen in Nordrhein-Westfalen nach der
»Richtlinie liber die Forderung von dienstlichen Endgeréten fiir Lehrkrafte an
Schulen in Nordrhein-Westfalen“, Runderlass des Ministeriums fir Schule und
Bildung des Landes Nordrhein-Westfalen vom 28.07.2020 (BASS 11-02 Nr. 36),

geandert durch RdErl. v. 19.10.2020 (ABI. NRW. Sonderausgabe 10/2020) in
Verbindung mit §§ 23, 44 Landeshaushaltsordnung (LHO)

Bezug: Ihr Antrag vom

Anlagen:

1. Fur kommunale Zuwendungsempféanger: Allgemeine Nebenbestimmungen fir
Zuwendungen zur Projektférderung an Gemeinden (GV) (ANBest-G)

Fir nicht kommunale Zuwendungsempfénger: Allgemeine Nebenbestimmun-
gen fiir Zuwendungen zur Projektférderung im Zusammenhang mit der Bewdlti-
gung der Corona-Krise (ANBest-P-Corona)

2. Empfangsbekenntnis

3. Rechtsbehelfsverzichtserklarung

1. Bewilligung:

Auf Ihren vorgenannten Antrag bewillige ich lhnen
fur die Zeit

vom 16.03.2020 bis 31.07.2021
(Bewilligungszeitraum)

eine Zuwendung in Héhe von EUR
(in Buchstaben: Euro)
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Die Gewahrung der Zuwendung beruht u.a. auf folgenden Rechtsgrundlagen in der je-
weils aktuellen Fassung:

* Richtlinie tber die Férderung von dienstlichen Endgeraten fiir Lehrkréfte an
Schulen in Nordrhein-Westfalen, Runderlass des Ministeriums fur Schule und
Bildung des Landes Nordrhein-Westfalen vom 28.07.2020

e Landeshaushaltsordnung NRW (LHO), insbesondere § 44 LHO samt den zu
ihnen erlassenen Verwaltungsvorschriften (VV bzw. VVG)

2. Zur Durchfiihrung folgender MaBnahmen

Anschaffung von schulgebundenen mobilen Endgeraten (Laptops, Notebooks und Tab-
lets mit Ausnahme von Smartphones) fiir Lehrkréafte einschlieBlich der Inbetriebnahme
und der dafiir erforderlichen Software sowie des fiir den Einsatz der mobilen Endgerate
erforderlichen Zubehdrs.

3. Finanzierungsart/-hdhe

Die Zuwendung wird in der Form der Festbetragsfinanzierung in Héhe von bis zu 500
Euro brutto pro digitalem Endgerat als nicht riickzahlbare Zuweisung/Zuschuss gewahrt.

4. Zuwendungsfahige Gesamtausgaben

Die Gewahrung der Zuwendung erfolgt auf Grundlage der Antragsangaben und der
zum Antrag eingereichten Unterlagen. Die zuwendungsfahigen Gesamtausgaben wur-
den wie folgt ermittelt:

Finanzierungsplan

4.1 Gesamtausgaben

4.2 Zuwendungsfahige
Gesamtausgaben

Ausgaben fiir die Beschaffung von schulgebundenen mobilen Endgeraten fir Lehrkrafte
werden mit maximal bis zu 500,00 € brutto je mobilem Endgerat inklusive der Neben-
ausgaben im Sinne der Nr. |.2 dieses Bescheids gefordert. Hierliber hinausgehende
Ausgaben sind eigenstandig ohne Forderung zu tragen.

5. Bewilligungsrahmen
Die Bereitstellung des Zuwendungsbetrages ist wie folgt vorgesehen:
Haushaltsjahr 2020: EUR
Haushaltsjahr 2021: EUR
6. Auszahlung
Der Mittelabruf erfolgt mittels des Mittelabrufformulars (https:/www.schulministe-

rium.nrw.de/system/files/media/document/file/Mittelabrufformular-Ausstattung-Lehr-
kraefte.pdf).
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1.
Nebenstimmungen

1. Die MaBnahme ist vom 16.03.2020 bis zum 31.07.2021 durchzufiihren (Durchfiih-
rungszeitraum).

2. Die bis zum 31.07.2021 nicht fir Zwecke des Sofortausstattungsprogramms ver-
brauchte Mittel sind an die Bezirksregierungen des Landes ohne Zinsaufschlag un-
verziiglich zuriickzuzahlen.

3. Die beigefligten ANBest-G sind Bestandteil dieses Bescheides. Die Nummer 1.3, 1.4
S.1,1.5,1.6, 5.4, 6, 9.4 und 9.5 der ANBest-G finden keine Anwendung.

Bei Nicht-Gebietskorperschaften: Die beigefigten ANBest-P-Corona sind Bestand-
teil dieses Bescheides. Die Nummer 7.2 der ANBest-P-Corona findet keine Anwen-
dung.

Erganzend oder abweichend hiervon gelten folgende besondere Nebenbestimmun-
gen:

a. Sachausgaben fiir die Wartung, den Betrieb und die laufende Verwaltung der
anzuschaffenden Endgerate sowie Personalausgaben, Ausgaben fiir Fortbil-
dungen sowie Ausgaben fiir Garantieverlangerungen gehdren nicht zu den for-
derfahigen Ausgaben und sind somit nicht Teil der unter Nr. 1.2 genannten ge-
forderten MaBnahmen.

b. Ausgaben fir den Aufbau von IT-Grundstrukturen, in denen die schulgebunde-
nen mobilen Endgerate betrieben werden konnen, sind nicht férderfahig und da-
her nicht Teil der unter Nr. .2 genannten geforderten MaBnahmen.

c. Die Zweckbindungsfrist betragt vier Jahre und beginnt mit Bekanntgabe dieses
Forderbescheids und endet spatestens am 31.07.2025. Nach Ablauf der Zweck-
bindungsfrist kann tiber die jeweiligen Gegenstande einschlieBlich der dafir er-
forderlichen Software sowie Uber das erforderliche Zubehdr frei verfiigt werden.

d. Esistsicherzustellen, dass die schulgebundenen mobilen Endgerate sofort ver-
wendet und in die schulische Infrastruktur integriert werden konnen. Der Zuwen-
dungsempfanger verpflichtet sich zu einer zentralen Gerateverwaltung. Dazu
konnen bestehende Strukturen genutzt werden. Sollten diese nicht oder nicht
im ausreichenden MaBe vorhanden sein, verpflichtet sich der Zuwendungsemp-
fanger, diese spatestens innerhalb von 24 Monaten ab Bekanntgabe dieses For-
derbescheids zu schaffen.

e. Die digitalen Endgerate sind den Lehrkraften fir eine unentgeltliche Nutzung zur
Verfligung zu stellen. Nutzungsbedingungen fiir die dienstlichen Endgerate sind
durch den Schultréger festzulegen. Die schulgebundenen mobilen Endgerate
sind nur an die Lehrkrafte herauszugeben, die den entsprechenden Nutzungs-
bedingungen des Schultragers zugestimmt haben.

f.  Beim zentralen Geratemanagement ist darauf zu achten, dass die Geréatever-
waltung moglichst betriebssystemunabhangig ist.

g. Bei der Bereitstellung der Geréate und insbesondere beim zentralen Geratema-
nagement sowie der Nutzung der Geréte sind die Vorgaben des Datenschutzes
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zu beachten. Bei der Einbindung der Gerate muss deren Nutzungszweck in der
Schule berticksichtigt werden und welche Informationen zukinftig mit ihnen ver-
arbeitet werden sollen. Abgeleitet daraus ergeben sich spezifische Anforderun-
gen fir die Einhaltung der Informationssicherheit (Vertraulichkeit, Integritat und
Verfligbarkeit). Dem IT-Grundschutz des BSI konnen Umsetzungsempfehlun-
gen entnommen werden (www.bsi.bund.de)

h. Der Verwendungsnachweis hat mit dem verbindlichen Verwendungsnachweis-
formular samt Anlage zu erfolgen und muss abweichend von Nr. 5.1 ANBest-
P-Corona/7.1 ANBest-G bis zum 30.09.2021 der Bezirksregierung vorgelegt
werden. Den Vordruck erhalten Sie unter folgendem Link: https:/www.bezreg-
detmold.nrw.de/200_Aufgaben/140_DigitalPaktSchule/index.php.

Bei allen Informations- und KommunikationsmaBnahmen im Zusammenhang
mit dem Vorhaben ist in geeigneter Form auf die Férderung des Landes Nord-
rhein-Westfalen zu verweisen (z.B. Aufkleber auf den beschafften mobilen End-
geréten).

.
Hinweise

1. Die Einhaltung der Grundsatze des Vergaberechts fallt in Ihren allgemeinen Verant-
wortungsbereich. Eine Nichtbeachtung der Grundsétze kann eine Aufhebung oder
teilweise Aufhebung dieses Zuwendungsbescheides zur Folge haben.

2. Dieser Zuwendungsbescheid ersetzt nicht sonstige fiir die Durchfiihrung der MaB-
nahmen erforderlichen Genehmigungen (z.B. Baugenehmigungen).

3. Die Zuwendung kann erst ausgezahlt werden, wenn dieser Bescheid bestandskraftig
geworden ist. Hierzu kann eine Erklarung zum Rechtsmittelverzicht abgegeben und
die Auszahlung beschleunigt werden.

4. Die in lhrem Antrag enthaltenen Angaben sind subventionserhebliche Tatsachen
nach § 264 Strafgesetzbuch (StGB) in Verbindung mit § 2 Subventionsgesetz
(SubvG) vom 29.07.1976 (BGBI. |.S. 2034, 2037). Nach § 3 des SubvG sind Sie ver-
pflichtet mir als Bewilligungsbehérde umgehend alle Tatsachen mitzuteilen, die der
Bewilligung, Gewahrung, Weitergewahrung, Inanspruchnahme oder dem Belassen
der Subvention oder des Subventionsvorteils entgegenstehen oder fiir die Riickfor-
derung der Subvention oder des Subventionsvorteils erheblich sind.

5. Die in diesem Bescheid genannten Vordrucke werden ausschlieBlich auf elektroni-
schem Wege zur Verfligung gestellt. Wenn Sie eine Papierausfertigung wiinschen,
wird Ihnen diese auf Anforderung nachtraglich zugesandt.

6. Allgemeine datenschutzrechtliche Informationen der Bezirksregierung Detmold er-

halten Sie hier:
http:/www.bezreg-detmold.nrw.de/Datenschutz.

Iv.
Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kénnen Sie innerhalb eines Monats nach Zustellung Klage beim

Verwaltungsgericht Minden, Konigswall 8, 32423 Minden
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erheben. Die Klage ist schriftlich beim Verwaltungsgericht einzureichen oder zur Nieder-
schrift des Urkundsbeamten der Geschéftsstelle zu erklaren.

Die Klage ist gegen das Land Nordrhein-Westfalen, vertreten durch die Bezirksregierung
Detmold zu richten. Wird die Klage schriftlich erhoben, so sollen ihr drei Abschriften bei-
gefiigt werden.

Die Klage kann auch durch Ubertragung eines elektronischen Dokuments an die elekt-
ronische Poststelle des Gerichts erhoben werden. Das elektronische Dokument muss
fur die Bearbeitung durch das Gericht geeignet sein. Es muss mit einer qualifizierten
elektronischen Signatur der verantwortenden Person versehen sein oder von der ver-
antwortenden Person signiert und auf einem sicheren Uberm‘\tt\ungsweg gemaB § 55a
Absatz 4 VWGO eingereicht werden. Die fur die Ubermitt\ung und Bearbeitung geeigne-
ten technischen Rahmenbedingungen bestimmen sich nach naherer MaBgabe der Ver-
ordnung Uber die technischen Rahmenbedingungen des elektronischen Rechtsverkehrs
und Uber das besondere elektronische Behordenpostfach (Elektronischer-Rechtsver-
kehr-Verordnung - ERVV) vom 24. November 2017 (BGBI. | S. 3803).

Falls die Frist durch das Verschulden einer von Ihnen bevollmachtigten Person versaumt
werden sollte, so wiirde deren Verschulden Ihnen zugerechnet werden.

Hinweis:
Weitere Informationen erhalten Sie auf der Internetseite www.justiz.de.

Information:

Zur Vermeidung ggf. unndtiger Kosten empfehlen wir lhnen jedoch, sich vor der Erhe-
bung einer Klage mit der im Kopf angegebenen Behérde in Verbindung zu setzen. In
vielen Fallen kdnnen so mégliche Unklarheiten bereits im Vorfeld einer Klage behoben
werden. Beachten Sie bitte, dass sich die Klagefrist durch einen solchen auBergerichtli-
chen Einigungsversuch nicht verlangert.

Mit freundlichen GriiBen

Im Auftrag

gez. Josef Wegener
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(Anschrift der Bewilligungsbehérde)

Antrag auf Gewahrung einer Zuwendung auf Grundlage der Richtlinie
iber die Forderung von dienstlichen Endgeréten fiir Lehrkréfte an
Schulen in Nordrhein-Westfalen

Runderlass des Ministeriums fiir Schule und Bildung des Landes Nordrhein-
Westfalen vom 28.07.2020 (BASS 11-02 Nr. 36), gedndert durch RdErl. v. 19.10.2020
(ABI. NRW. Sonderausgabe 10/2020)

1. Antragsteller

Schultrager:

Schultragernummer:

Trager:

Schulen in der Tragerschaft der Kreise, kreisfreien Stadte und
O kreisangehdérigen Kommunen, sonstige 6ffentl. Schulen

O Ersatzschulen

Anschrift Schultréger:

Name
Schultrager:

StraBe:

PLZ/Ort:

Auskuntt erteilt:

Name:

Tel.Nr.:

E-Mail:

2. Gegenstand der Forderung:

Anschaffung von schulgebundenen mobilen Endgeréten (Laptops, Notebooks und Tablets mit
Ausnahme von Smartphones) fiir Lehrkrafte einschlieBlich der Inbetriebnahme und der dafir
erforderlichen Software sowie des fiir den Einsatz der mobilen Endgerate erforderlichen

Zubehors.

Durchflihrungszeitraum vom 16.03.2020 bis 31.07.2021
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3. Beantragte Forderung

Zuwendungsbereich Betrag in EUR

Schulgebundene mobile Endgeréte (Laptops,
Notebooks und Tablets mit Ausnahme von
Smartphones) einschlieBlich der Inbetriebnahme sowie
des fiir den Einsatz der mobilen Endgerate
erforderlichen Zubehérs

4. Begrindung

Zur Notwendigkeit der MaBnahme
O Zur Unterstiitzung der Digitalisierung der Schulen durch Ausstattung der Lehrkrafte mit

digitalen dienstlichen Endgeréaten.

5. Finanzierungsplan

5.1 Gesamtausgaben

5.2 Zuwendungsféhige
Gesamtausgaben

\Bei einer 100% Férderung sind die zuwendungsfahigen
\Gesamtausgaben gleich der beantragten Férderung.

6. Finanz- und haushaltswirtschaftliche Auswirkungen

O Far gegebenenfalls Gber den Férderbetrag hinausgehende Ausgaben stehen im
Haushaltsplan des Antragstellers ausreichende Mittel zur Verfligung, Folgelasten werden vom

Antragsteller getragen.

7. Erklarung

Der Antragsteller erklart, dass
7.1 alternative Finanzierungsméglichkeiten nicht zur Verfligung stehen.

7.2 er keine anderen Foérderungen fiir dieselben Ausgaben und keine Drittmittel beantragt oder
erhalten hat.





